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Der Jugendaktionsausschuss – Notstand der Republik

Am 12. und 13. Mai 2007 fand in Berlin der Ju-
gendkongress  -  Notstand  der  Republik  statt. 
Über 80 Jugendliche aus verschiedensten Or-
ganisationen und der Gewerkschaftsjugend tra-
fen sich dort, um zu prüfen, was in diesem Land 
vor sich geht. Dabei stellten wir  fest, dass die 
Regierenden eine Reihe von Maßnahmen getrof-
fen  haben,  welche  die  Demokratie  in  diesem 
Land gefährden,  deswegen sprechen wir  vom 
Notstand  der  Republik.  In  der  auf  dem  Kon-
gress verabschiedeten Erklärung haben wir die 
wichtigsten Maßnahmen aufgezählt:

 „die verfassungswidrige Zentralisierung von 
Polizeien und Geheimdiensten, wie z.B. im 
Gemeinsamen Terrorismus Abwehrzentrum

 den Einsatz der Bundeswehr im Inland, so-
wie  die  Militarisierung  der  Gesellschaft,  
speziell durch die flächendeckende Einfüh-
rung  des  Heimatschutzes,  durch  den  die 
Reservisten der  Bundeswehr in  sogenann-
ten  Verbindungskommandos  organisiert  
werden und zahlreiche zivile Verbände und 
Hilfsorganisationen  unter  das  Kommando 
der Bundeswehr gestellt werden

 und  nicht  zuletzt  die  Entrechtung  großer  
Teile der Bevölkerung durch die Hartz-Ge-
setze.“

Wir zogen daraus folgenden Schluss:
„Wir verurteilen sie, weil durch sie nicht nur der 
Krieg  gegen  das  eigene,  sondern  vor  allem 
auch der Krieg gegen andere Völker vorbereitet 
wird.“*
Wir  beschlossen,  dieser  Entwicklung  unseren 
Widerstand  entgegen  zu  stellen.  Wir  richteten 
den  Jugendaktionsausschuss  –  Notstand  der 
Republik  ein,  organisierten  Demonstrationen, 
veranstalteten  große  Aktivistentreffen,  führten 
einen  Aktionstag  in  zwölf  Städten  durch  und 
noch vieles mehr.
Seitdem wir diesen Kampf begonnen haben, hat 
sich  der  Notstand  der  Republik  weiter  ver-
schärft. ABER (so schreiben wir in unserer zwei-
ten Erklärung im Februar 2008): 
„Das ist für uns kein Grund zu verzagen, im Ge-
genteil:  Das  ist  die  direkte  Aufforderung  der 
BRD-Reaktion  an  uns,  den  Kampf  gegen  sie 
weiter zu führen und zu verbreitern! Jetzt  erst 
recht! Ob Sozialdemokrat, Kommunist, Gewerk-
schafter  oder  Antifaschist,  West  oder  Ost: 
Kampf dem Notstand der Republik!“*
In diesem Sinne arbeiten wir weiter und geben 
seit  Februar  2009 diesen Infobrief  heraus,  mit 
dem wir über die aktuelle Entwicklung des Not-
stand der Republik und über Aktionsmöglichkei-
ten, sowie interessante Materialien dagegen in-
formieren wollen.

* Die Erklärungen im vollen Wortlaut findet ihr auf unserer Homepage (www.Jugendkongress-Not-
stand-der-Republik.de)
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Modellversuch zum Aufbau von Freikorps und ihre Rolle in 
der Geschichte

Die heraufziehende Weltwirtschaftskrise versetz-
te  dem Glauben  der  Bourgeoisie  in  ihre  ewig 
währende  Herrschaft  schwere  Schläge.  Wäh-
rend der Arbeiter erschrocken, aber handlungs-
unfähig  wie  das  Kaninchen  auf  die  Schlange 
starren, rüstet das Monopolkapital  seinen Staat 
forciert auf.
Wieweit entsprechen die Freikorps der Weimarer 
Republik dem heutigen Konzept zur Aufstellung 
von „Kompetenzzügen“?
Was waren die Freikorps in der Weimarer Repu-
blik?
Wie sieht das heutige Konzept aus? Einordnung 
in den Notstand der Republik.
Im Verlauf der Novemberrevolution 1918 entstan-
den  Formationen  (Freikorpseinheiten)  neben 
dem alten Heer. Daneben gab es die revolutio-
nären Arbeiter- und Soldatenräte und die repu-
blikanischen  Einheiten.  Die  Freikorpseinheiten 

waren ein bedeutendes Machtmittel zur Nieder-
schlagung der Arbeiter und Soldaten.
Freikorps bestanden aus demobiliserten Solda-
ten,  die  durch  bestehendes Militärgesetz  nicht 
dem Heer verpflichtet waren. Sie waren Söldner-
heere.

In der Weimarer Republik waren die heimkehren-
den Soldaten der Front stark demoralisiert. Der I. 
Weltkrieg kostete 13 Millionen von ihnen das Le-
ben. Viele der Soldaten schlossen sich deshalb 
den  revolutionären  Arbeiter-  und Soldatenräten 
an. Am 10.11.1918 proklamierte der Vollzugsrat 
der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  in  Berlin:  „die 
Soldaten- und Arbeiterräte sind die Träger der 
politischen Macht...  Sofortiger  Friede  ist  die 
Parole  der  Revolution.  Wie  auch  der  Friede 
aussehen wird, er ist besser als die Fortset-
zung  des  ungeheuren  Massenschlachtens... 
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Der Arbeiter und Soldatenrat ist von der Über-
zeugung durchdrungen,  dass  in  der  ganzen 
Welt  sich  eine  Umwälzung  in  der  gleichen 
Richtung vorbereitet... er gedenkt mit Bewun-
derung der russischen Arbeiter und Soldaten, 
die  auf  dem  Wege  der  Revolution  vorange-
schritten sind, er ist stolz, dass die deutschen 
Arbeiter und Soldaten ihm gefolgt sind, und 
damit den alten Ruhm, Vorkämpfer der Inter-
nationale zu sein, wahren. Er sendet der rus-
sischen Arbeiter- und Soldatenregierung sei-
ne brüderlichen Grüße.Die sozialistische Re-
publik ist einzig imstande, die Kräfte des in-
ternationalen Sozialismus zur  Herbeiführung 
eines  demokratischen  Dauerfriedens  in  der 
ganzen  Welt  auszulösen.  Es  lebe  die  deut-
sche sozialistische Republik!“
Dagegen  stand  die  Regierung  Ebert  (SPD)  in 
krassem Gegensatz, hatte sich die sozialdemo-
kratische Reichstagsfraktion im September 1918 
mit Teilen des kaiserlichen Reichskabinetts unter 
Max von Baden zusammengeschlossen und trat 
offen  als  bürgerlich-parlamentarischen  Partei 
auf. Jedoch wollte sie den Einfluss auf die Arbei-
ter nicht an die USPD verlieren. Am 09.11.1918 
wurde Ebert die Reichskanzlerschaft angetragen 
und am 10.11.1918 konstituierte sich das Kabi-
nett aus SPD (Ebert) und USPD (Haase) und es 

kam zur  Gründung des  Rates  der  Volksbeauf-
tragten (12.11.1918).
Um  die  Novemberrevolution  zu  stürzen,  berief 
sich Ebert nun auf die OHL (Oberste Heereslei-
tung) mit Hindenburg an der Spitze. Die Demobi-
lisierung der  Soldaten aus dem I.  WK war  bis 
Dezember  1918  abgeschlossen  und  so  stellte 
sich  die  Frage,  wer  nun  die  Regierung  Ebert 
stützen sollte. So kam es, dass Offiziere des Sta-
bes, die dem reaktionärsten Teil des Heeres an-
gehört  hatten,  anfingen  Soldaten  zu  werben. 
Dazu Major von Schleicher (Chef des politischen 
Büros beim Generalhauptquartier): „Die Freiwil-
ligen solle man mit hohen Tagessätzen hono-
rieren und es ihnen ganz klar machen, dass 
sie für die Republik und gegen den Bolsche-
wismus zu kämfen hätten.“
Die  Ermordung  Liebknechts  und  Luxemburgs 
wurde von dem stockreaktionären Freikorpsoffi-
zier Pabst angeordnet. Die errichteten Räterepu-
bliken und besetzten Rathäusern,  Fabriken der 
revolutionären Arbeiter- und Soldatenräte wurde 
durch sie zerschlagen.
Ebert billigte das illegale Entstehen der Freikorps 
entgegen der Mitglieder aus dem Rat der Volks-
beauftragten  (USPD).  Diese  traten  dann  auch 
am  27.11.1918  aus  der  Regierung  Ebert  aus. 
Der  spätere  Reichswehrminister  Noske  (SPD) 
wird der Oberbefehlshaber der Truppen in und 
um Berlin  (Freikorps  deshalb  auch  als  Noske-
Hunde bezeichnet).
Die Freikorpseinheiten rekrutierten sich aus den 
reaktionär-kleinbürgerlichen  und  bäuerlichen 
Schichten, aus Studentenkreisen und rückständi-
gen Arbeitern. Sie wurden auf den ihnen über-
stehenden Offizieren vereidigt, auf die schwarz-
weiß-rote  Fahne  und  größtenteils  nicht  auf  die 
Verfassung  der  Weimarer  Republik.  Sie  waren 
meist  in  Monatsverträgen  mit  hohem  Sold  (30 
RM/Monat) gebunden. Dieses Geld stammte aus 
dem  „Antibolschewistenfonds  der  deutschen 
Wirtschaft“ (500 Mio. RM). Alles in allem waren 
so  ca.  400.000  Reservisten  mobilisiert,  militä-
risch ausgebildet und ausgerüstet.
Der Versailler Vertrag sah 1919 eine Heeresbe-
grenzung auf 100.000 Soldaten vor (Art.160) so-
wie die Auflösung aller militärischen und parami-
litärischen Einheiten (Art.173). Die Offiziere und 
Freikorpseinheiten stützten sich nun auf Noske, 
der bei Unterzeichnung mit Rücktritt  drohte (zu 
den  Freikoprsoffizieren  gewandt),  aber  letztlich 
den Versailler Vertrag mittrug. Die Freikorpsein-
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heiten wurden nun in die Reichswehr eingeglie-
dert  oder  unter  Umgehung des  Versailler  Ver-
trags  in  sogenannte  Zeitfreiwilligenregimenter 
eingegliedert. D.h., dass sie zu Hause wohnten 
und ihren Beruf ausübten, aber als Reservekom-
panie  der  Freikorps  (!)  gehandelt  wurden.  Sie 
stellten  Freikorpsreservisten  Ende der  20er/An-
fang der  30er dann für den Aufbau des Stahl-
helm, der SA und SS. Diese Illegalität wurde von 
Seiten  der  Regierung und unter  Noske  offiziell 
anerkannt.
Die  Stellung  der  Freikorps  zur  OHL  und  dem 
Heer war nicht reibungslos. Oft bestanden unter-
schiedliche Auffassungen und Ausrichtung. Oft-
mals machten sich dabei die Freikorpseinheiten 
selbständig und waren jenseits der Kontrolle der 
OHL.
(Ich gehe nicht auf das Wüten und Plündern der 
Freikorpseinheiten in den östlichen Ländern ein.)
Wie sieht es heute aus?
Im März 2008 erscheint  die Leitlinie der Streit-
kräfteunterstützungskommandos „für die Zusam-
menarbeit mit regionalen Initiativen von Reservis-
ten/Reservistinnen“.  Darin  heißt  es  einleitend: 
„Engagierte  Reservistinnen  und Reservisten 
möchten  bei  Hilfeleistungen  im  Innern  Ihre 
Fähigkeiten in den Dienst  der  Allgemeinheit 
stellen.  Die  Möglichkeiten  dazu werden der-
zeit in einem Modellversuch ausgelotet.“
Weiterhin  heißt  es,  dass  2003  Reservisten  der 
Kameradschaft  Büdingen  als  Privatpersonen 
auf Anfrage des Bürgermeisters bei einem Hoch-
wasser  halfen.  Damals  hieß  das  noch  Jeder-
mann-Hilfe. Deshalb kamen die Reservisten auf 
den Trichter, nachdem die Zusammenarbeit mit 
zivilen  Hilfsorganisationen  so  gut  klappte,  man 
könne ja demnächst als Soldat in der Reservis-
tenkameradschaft  bei  Katastrophen  und  beso-
ders schweren Unglücksfällen der  Bundeswehr 
beistehen. Und so fragte man gleich dienstbe-
flissen  den  Generalinspekteur  der  Bundeswehr 
Wolfgang Schneiderhahn und der sagte „Ja“ für 
den Einsatz im Innern. 
Das dies nicht mit dem Artikel 35 vereinbar ist, 
stört  dort  auch  keinen,  sondern  man  dreht  es 
noch rum: „Die Rechtslage für Hilfeleistungen 
im Innern ist klar vorgegeben: Artikel 35 des 
Grundgesetzes  (GG)  beinhaltet  Einsatz  von 
freiwilligen  nicht  beorderten  Reservisten  für 
subsidiäre Hilfseinsätze der Bundewehr im In-
nern [. . .] Diese [Leitlinie für die Zusammen-
arbeit  der  Bundwehr  mit  regionalen  Initiati-

ven] schafft  die  Grundlage dafür,  daß enga-
gierte Reservisten bei Naturkatastrophen und 
schweren  Unglücksfällen  die  aktive  Truppe 
offiziell unterstützen dürfen, sobald von zivi-
len Behörden Hilfeleistung angefordert wird.“
Entgegen  der  Aufstellung der  Freikorps  in  der 
Weimarer  Republik,  erfolgt  die  Aufstellung  der 
sogenannten  Kompetenzzüge  unter  Führung, 
Planung und Koordination der Bundeswehr. Die 
Reservisten melden sich freiwillig bei den jeweili-
gen  Landeskommandos,  werden  dort  erfasst 
und  geben  schriftlich  ihre  Einwilligung für  den 
Einsatz im Inland; und damit verpflichten sie sich 
und  unterstehen  dem  Wehr-  und  Soldatenge-
setz. Die Reservisten werden in dem Modellver-
such in die aktive Truppe integriert, nutzen deren 
militärische  Ausrüstung  und  werden  nach  der 
sogenannten  FMF  (Förderung  militärischer  Fä-
higkeiten) ausgebildet. In dem Papier der Streit-
kräfteunterstützungskommandos  heißt  es,  sie 
sollen die  „Durchhaltefähigkeit  der  aktiven Ein-
heiten verbessern.
In der BRD gibt es ca. 8 Millionen Reservisten, 
wovon  130.000  im  Reservistenverband  aktiv 
sind,  d.h.  regelmäßig  an  Übungen teilnehmen. 
Von diesen 130.000 gibt es 14.000 Offiziere, die 
dem  reaktionärsten  Teil  angehören.  Daneben 
gibt es 32.000 Unteroffiziere und 65.000 Mann-
schaften,  die  sich aus rückständigen Arbeitern 
rekrutieren. Organisatorisch sind sie in 1600 Re-
servistenkameradschaften eingebunden. 
Für den Heimatschutz wurden von der Bundes-
wehr Planstellen für 5.500 Reservisten geschaf-
fen.  Für  die  Kompetenzzügler  bestehen  diese 
nicht. Sie unterstehen dem jeweiligen Kreis- oder 
Bezirkskommando.
Derzeit  läuft  die  Modellerprobung  bis  Ende 
2009.  Laut  dem  Streitkräfteunterstützungskom-
mando fanden in den Reservistenarbeitsgemein-
schaften San Gettdorf (Schlesw. Holstein), RAG 
Katastrophenschutz Hamburg, RAG Brand- und 
Katastrophenschutz  Brandenburg,  RK  Herzog 
Ferdinand (Niedersachsen), RK Büdingen (Hes-
sen),  RAG  Katastrophenschutz  Elbeland,  RAG 
Katstrophenhilfe  Oberpfalz,  RAG  A-B-C-Schutz 
(Bayern)  und die RAG Katastrophenhilfe  Kreis-
gruppe  Rhein-Neckar-Odenwald  Übungen  mit 
den zivilen Hilfsorganisationen unter Leitung der 
Bundeswehr statt.
Bei  erfolgreichem  Abschluss  der  Modellerpro-
bung könnte eine flächendeckende Einrichtung 
bis 2010 stehen. Und damit ginge die Errichtung 
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der Freikorps weit über das Zivilschutzkorpsge-
setz der Notstandsgesetzgebung von 1968 hin-
aus.  Dort  wurde  gesetzlich  festgeschrieben, 
dass sämtliche Wehrpflichtige, auch die Reser-
visten, im Kriegsfall vom jeweiligen Bundesland 
zum  Zivilschutz  eingezogen  und  ausgebildet 
werden können – auch hier wieder nicht von der 
Bundeswehr.
Festzustellen ist, der Staat rüstet weiter im Innern 
und folgt  damit  der  Linie,  die  wir  als Notstand 
der Republik enttarnen. Die Weltwirtschaftskrise 
und die  letzten  Zuckungen des  nicht  mehr  le-
bensfähigen  Kapitalismus  erschüttert  die  Herr-
schenden – Handlanger der Monopole. Sie ban-

gen um ihre Herrschaft und werden in ihrem To-
deskampf  reaktionärer  und  stärker,  indem  sie 
diesen Militärapparat neben der Bundeswehr er-
richten und indem sie die zivilen Hilfsorganisatio-
nen in allen Bereichen unter ihre Fuchtel zu brin-
gen suchen.

Quellen: Streitkräfteunterstützungskomman-
do, Reservistenverband (Internet)
Hagen Schulze: Freikorps und Re-
publik 1918-20

Buchempfeh-
lung:

Hans Marchwitza, Sturm auf Essen

Sandy

Geschichte des THW und seine neuen Aufgaben heute

Das technische Hilfswerk besteht mit diesem Na-
men seit 1950.
Allerdings hat das THW auch vorher schon eine 
Geschichte,  die  zu  kennen  ganz  nützlich  ist, 
wenn  man  sich  die  Entwicklungen  heute  be-
trachtet und sie einordnen will.
„Die Technische Nothilfe ist ein Kind der Revolu-
tion 1918/19.“
Das ist ein Zitat von der Internetseite 
des THW Bornheim. 
Ihr  habt  gerade  etwas  über 
die  Freikorps  erfahren.  1919 
waren  die  im ganzen Reich 
präsent. Diese gut besolde-
ten und bis an die Zähne be-
waffneten  Freikorps  wurden 
eingesetzt  um  Demonstratio-
nen, Unruhen, Aufstände und 
Revolutionen,  wie  die  Rätere-
publiken niederzuschlagen, was ih-
nen ja  auch ganz gut  gelungen ist. 
Es gab aber eine Sache mit der sie nicht so 
gut  zurecht  kamen,  nämlich  die  zahlreichen 
Streiks. Keine Warnstreiks bei Tarifauseinander-
setzungen, wie wir sie heute kennen, wo man ne 
Stunde auf  die Hamburger Reeperbahn latscht 
um dann fröhlich weiterzuarbeiten mit 2 % mehr 
Lohn. Das waren spontane, wilde und vor allem 
politische Streiks. Da kamen die Freikorps nicht 
gegen an. Auf der Seite des THW heißt es dazu:
Es  genügte,  in  einigen  ganz  wenigen  Versor-
gungsbetrieben für Gas, Wasser und Elektrizität 
die Arbeit ruhen zu lassen, um ganze Stadtteile 
lahm zu legen. In solchen Fällen nützte es nichts, 

Militär  vor  den  betroffenen  Werken  zusammen 
zuziehen und den im Ausstand befindlichen Ar-
beitern Gewalt an zu drohen. An ein entwickeltes 
Arbeitsrecht,  durch  das  im  Streikfall  die  Auf-
rechterhaltung  eines  Notbetriebs  zur  Verpflich-
tung gemacht  worden  wäre,  war  Anfang 1919 
ohnehin noch nicht zu denken.

Also  diesen  politischen  Streiks  kam 
man nicht bei.

Deswegen wurde  auf  Anregung 
des  Reserveleutnants  Otto 
Lummitzsch  vom  Generalstab 
der  GKSD,  Garde  Kavallerie 
Schützen  Division  (Zusam-
menschluss  mehrerer  Frei-
korps)  aus  technisch  vorge-

bildeten  Heeres-  und  Marine-
soldaten  die  da  in  den  Frei-

korps saßen eine technische Ab-
teilung aufzustellen, die bei Streiks in 

den  bestreikten  Betrieben  eingesetzt 
werden kann. Natürlich nur in Betrieben mit le-

bensnotwendiger  Infrastruktur  wie  Elektrizitäts-, 
Gas-  und Wasserwerken. In Verkehrsbetrieben, 
im  Bestattungswesen  (absolut  lebensnotwen-
dig), der Müllabfuhr, sowie Betrieben zur Erzeu-
gung,  Verarbeitung  und  Verteilung  von  Nah-
rungsmittel und so weiter. Also so gut wie über-
all.
Der Plan sah also so aus: Wird ein Betrieb be-
streikt,  werden die  Freikorps geschickt  um die 
Arbeiter  niederzuschlagen  und  die  technische 
Abteilung (TA) sorgte derweil dafür, dass weiter 
gearbeitet  werden  kann.  Also  brachte  die  Ma-
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schinen alle wieder zum laufen etc. Das ist die 
erste  Vorgängerorganisation  des  THW.  Eine 
Streikbrecherorganisation!
Im Juli  1919 war die TA 1100 Mann stark.  Die 
Streiks ließen sich dadurch aber nicht verringern. 
Sie wurden zwar zum Teil wirkungslos gemacht, 
aber deswegen wurden es nicht  weniger.  Dar-
aufhin  wurden  wieder  auf  Vorschlag von  Lum-
mitzsch technische zeitfreiwilligen Verbände auf-
gestellt, die nur im Bedarfsfall einberufen werden 
sollten. Diese nannten sich dann technische Not-
hilfe, TN. Auch die technische Nothilfe hatte zur 
Aufgabe: Streikbruch! Punkt. Das war’s.
Diese TN verbreitete sich dann ziemlich rasch. 
Es  gründeten  sich  im  ganzen  Reich  TN  Orts-
gruppen. Die erste außerhalb von Berlin wurde in 
Hannover  gegründet  von einem Studenten  der 
technischen  Universi-
tät.
Am  30.  September 
1919 wurde die TN zu 
einer reichsweiten Or-
ganisation und organi-
satorisch von der TA getrennt. Reichsweit brach 
sie dann nicht nur Industriestreiks, sondern auch 
Erntestreiks  der  Landarbeiter  mit  Hilfe  von 
Reichswehr und Sicherheitspolizei.
Im Sommer 1919 war die TN kurzfristig bedroht 
durch die Bestimmungen des Versailler Vertrags, 
der eine Stufenweise Verkleinerung der Reichs-
wehr auf 100.000 Mann fest  setzte.  Da die TN 
der Reichswehr unterstand wäre sie auch davon 
betroffen gewesen. Da die Reichsregierung aber 
nicht  auf  ihre  Streikbrecher  verzichten  wollte, 
wurde die Zuständigkeit für die TN am 28. No-
vember 1919 dem Reichsministerium des Inne-
ren übertragen, womit die TN auf dem Papier zu 
einer zivilen Organisation wurde.
Der Streikbruch allein zeigt schon, dass es sich 
bei den Mitgliedern der TN nicht um fortschrittli-
che Menschen handelte. Abgesehen davon aber 
verfolgte sie sogar weitere Ziele. 1920 Mitte März 
unterstützten  sie  den  Kapp  Putsch,  indem  sie 
den dagegen ausgerufenen Generalstreik unter-
liefen. 
1924/25 hatte  die  TN trotzdem fast  eine halbe 
Million Mitglieder. Anfang der dreißiger waren es 
nur noch 100000, weil die Einsätze der TN selte-
ner  geworden  waren  und  damit  die  Mitglied-
schaft nicht mehr so interessant war. 

Da  wurde  dann  vor  allem  auch  von  Gewerk-
schaften wieder lauter  gefordert  die TN,  die ja 
ohnehin nur auf Zeit gegründet worden war, wie-
der aufzulösen. 
Der  Stellvertretende  Leiter  Erich  Hampe  verla-
gerte daraufhin die Aufgaben der TN vom reinen 
Streikbruch auf  den technischen Katastrophen-
schutz  und  den  zivilen  Luftschutz.  Zu  diesem 
Zeitpunkt übernahm die TN also das erste Mal 
Aufgaben, die ihrer Nachfolgeorganisation dem 
THW ausschließlich zugeschrieben werden, wie 
Hilfe bei Überschwemmungen, Bränden etc.
1933 hat sich die TN sofort mit den Nazis ange-
freundet. Sie stellte sich als besonders antikom-
munistisch dar, was ja auch nicht gelogen war 
und  verlegte  ihre  Aufgaben  vom  Streikbruch 
(Streiks waren jetzt  sowieso verboten) komplett 

auf  technische  Hilfe. 
Dafür  wurde  sie  nicht 
aufgelöst, sondern galt 
als befreundet. 
Das  heißt,  die  techni-
sche  Nothilfe  war  bei 

Aufmärschen, Kundgebungen und Fackelzügen 
der NSDAP dabei, dafür ließen sich SS und SA 
Trupps  in  Sachen  wie  Behelfsbrückenbau  und 
Luftschutzübungen von der TN trainieren.
Am 15. Gründungstag der TN dem 30.09.34 gra-
tulierte  Hitler  persönlich  für  die  geleisteten 
Dienste.  Damit  war  die  TN gesichert.  Nur  der 
Gründer  Lummitzsch  wurde  durch  einen  SA 
Truppenführer  ersetzt, weil er sich nicht von sei-
ner  jüdischen Frau trennen wollte.  1937 wurde 
die Sicherung bestätigt und der TN die Sonder-
aufgabe  des  Instandsetzungsdienstes  im  Luft-
schutz  im  Rahmen einer  Durchführungsverord-
nung zum Luftschutzgesetz bescheinigt.
Himmler machte sich daran die TN zu einer Hilfs-
polizei umzuwandeln.
Infolge dessen löste sich die TN von SS und SA 
und  bandelte  nun  mit  der  Feuerwehr  und  der 
Wehrmacht an. Diese Konstellation war nicht will-
kürlich. Bereits bei der Besetzung des Sudeten-
landes war die TN mit dabei. Die Wehrmacht fiel 
über die Länder her TN und auch Feuerwehr und 
DRK bildeten hinterher die Besatzungstruppen.
Bei Kriegsbeginn wurde die TN dann in 2 Hälften 
geteilt. Die jüngeren wurden los geschickt Län-
der  zu  erobern  und zu besetzen zum Beispiel 
Polen und Frankreich. Das heißt auch dass sie 
dafür sorgten dass die Betriebe weiter liefen, da-
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von wollten die Deutschen ja was haben. Die äl-
teren sorgten an der Heimatfront für Ruhe, über-
nahmen  Hilfsspionagearbeiten,  Nachrichten-
übertragungen  und  Trümmerbeseitigung,  und 
gingen gegen den antifaschistischen Widerstand 
vor, also sprengten z.B. Keller der Edelweiß-Pira-
ten in Köln.
1941 wurden die Wehrpflichtigen komplett in die 
Wehrmacht eingezogen. Danach fehlten der TN 
zwar ein bisschen die Nachwuchskräfte, aber sie 
blieb bis zum Ende des Krieges bestehen und 
wurde dann als eine von über 60 faschistischen 
Organisationen von den Alliierten aufgelöst.
Gründung des technischen Hilfswerks:
(aus Archivunterlagen des Bundesinnenministe-
riums)
„Nachdem das Kabinett am 14. November 1950 
dem  Vorschlag  des  BMI  zur  Errichtung  eines 
technischen Hilfswerks (THW) in der Art der frü-
heren  Technischen  Nothilfe  zugestimmt  hatte 
waren  vom BMI  Verhandlungen  mit  dem DGB 
über seine Beteiligung an den Aufgaben und der 
Organisation des  THW aufgenommen worden. 
Der DGB erklärte sich zu einer Beteiligung nur 
dann bereit, wenn sich das THW auf die beiden 
Aufgaben  Katastrophenschutz  und  ziviler  Luft-
schutz beschränke und die Forderung des BMI 
nach einer Mitwirkung des THW an der Beseiti-
gung von Notständen, durch welche die Lebens-
bedürfnisse der Bevölkerung, der öffentliche Ge-
sundheitsdienst,  der  lebensnotwendige Verkehr 
oder  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet  wer-
den.“
Die Forderung des DGB wurde selbstverständ-
lich nicht erfüllt. 
Deswegen  wurde  das  THW  mit  den  gleichen 
Aufgaben wie die TN wieder errichtet. Als Streik-
bruchorganisation.
Im  Juli  1953  sollte  das  THW  seine  rechtliche 
Grundlage erhalten in Form einer nicht rechtsfä-
higen  Bundesanstalt.  Nun  war  1953  aber  ein 
Wahljahr. Und gab es einige Dinge zu beachten.
„Staatssekretär Sauerborn bittet,  die Erörterung 
mindestens bis Mitte September 1953 zurückzu-
stellen, weil zu befürchten sei, dass ein Teil der 
Arbeitnehmer den beabsichtigten Erlass – wenn 
auch zu Unrecht – als auf die Beschränkung ih-
res  Streikrechts  gerichtet  ansehen  würde.  Die 
dadurch möglicherweise hervorgerufene Unruhe 
würde vor den Wahlen besser vermieden.

Der Bundeskanzler hält demgegenüber für aus-
schlaggebend,  dass  gerade  unmittelbar  nach 
dem Wahltag Lagen, die den Einsatz des Tech-
nischen Hilfswerks erforderlich machen könnten, 
nicht völlig ausgeschlossen seien.
Der Erlass wird gebilligt mit einer vom Bundes-
minister für den Marshallplan zu Ziffer III Abs. 3 
vorgeschlagenen  geringfügigen  Änderung.  Es 
besteht  Einigkeit  darüber,  dass  der  Erlass  bis 
auf weiteres nicht veröffentlicht werden soll.“
Damit bestand die technische Nothilfe unter dem 
neuen  Namen  Technisches  Hilfswerk  erneut. 
Entgegen  den  Auflagen  des  Potsdammer  Ab-
kommens.  Die  Aufgaben sind wie  schon einst: 
Streikbruch und Zivilschutz im Krieg. Auch der 
Präsident  ist  bekannt.  Es  ist  erneut  Otto  Lum-
mitzsch. 
Nun untersteht das THW aber dem Innenministe-
rium, es darf also keine militärische, oder para-
militärische  Organisation  sein,  also  auch  nicht 
solche Aufgaben wahrnehmen.
Es wurde aber seit 1953 von der BRD im Aus-
land eingesetzt als Vortrupp der Okkupationspo-
litik sowie zur Absicherung schon eroberter Ge-
biete, insbesondere in Europa. Der bislang größ-
te Auslandseinsatz fand im Jahr 2000 in Frank-
reich statt mit 1.500 Mann. Im Kampf gegen Win-
terstürme, versteht sich.
2007 nahm das THW am größten Militäreinsatz 
gegen die eigene Bevölkerung teil, am G8 Gip-
fel.  Dort  übernahm es so unmilitärische Aufga-
ben wie:
 Verpflegung von Einsatzkräften des Auswärti-

gen Amtes, der Bundes- und Landespolizei-
en und der Bundeswehr: Es wurden allein an 
einem Verpflegungsstützpunkt innerhalb des 
Sicherheitszauns  von  Heiligendamm  ca. 
4.000 Mahlzeiten am Tag ausgegeben. 

 Sicherstellung  von  Funkverbindungen  (Weit-
verkehr) 

 Ausleuchten  von  Landeplätzen  in  Heiligen-
damm,  am  Flughafen  Rostock-Laage  sowie 
auf Gut Hohen Luckow 

 Ausleuchten  von  mobilen  Kontrollstellen  so-
wie  des  Sicherheitszauns  im  Bereich  Heili-
gendamm 

 Stromversorgung  und  Ausleuchten  von  Be-
handlungsplätzen

 Die  2.  Bergungsgruppe  war  dauerhaft  zum 
Ausleuchten einer Polizeieinheit eingesetzt. 
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 Die Fachgruppe Räumen half bei 
dem  Anlegen  der  Sicherheits-
schleuse an der Galopprennbahn 
in Heiligendamm 

 Die  1.  Bergungsgruppe  nahm 
Transport- und Maschinistentätig-
keiten beim Ausleuchten von Gut 
Hohen Luckow wahr. 

 Die  Fachgruppe  Räumen  unter-
stützte  die  Aufräum-  und  Siche-
rungsarbeiten,  nachdem  beim 
Probeanflug  auf  die  angelegten 
Helikopterlandeplätze  Quadrat-
metergroße  Kunststoffplatten  bis 
zu 50 Meter durch die Luft gewir-
belt wurden. 

 Wahrnehmung diverser Transport-
aufgaben 

 Die  Fachgruppe  Räumen  half  beim Bergen 
eines festgefahrenen Polizeiunimogs 

 Ausbesserung der Zufahrtsstraße zum Bereit-
stellungsraum
(Quelle: THW-Ortsverband Preetz)

Heute hat das THW 860 Hauptamtliche, 82.000 
Ehrenamtliche  und  darunter  15.000  Junghelfer 
der  THW-Jugend. Das ist  zu wenig angesichts 
der Weltwirtschaftskrise und der daraus vielleicht 
folgenden Streiks und angesichts der vermutlich 
bevorstehenden  Auseinandersetzungen  zwi-
schen den krisengebeutelten Staaten.
Es wird jetzt also ein verstärkter Aufbau betrie-
ben und diverse Kooperation vereinbart:

Seit  November 2008 besteht  ein Kooperations-
protokoll  zwischen dem THW und dem Militär, 
unterzeichnet  vom Kriegsministerium  und  dem 
fürs THW zuständigen Innenministerium
In der Präambel ist zu lesen:
„Das  Bundesministerium  der  Verteidigung  und 
das  Bundesministerium  des  Innern,  vertreten 
durch die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
(THW), erklären ihren Willen, ihre Zusammenar-
beit auf den Gebieten der Katastrophenhilfe und 
der Hilfe bei Großschadensereignissen im Inland 
sowie im Bereich der Humanitären Hilfe und der  
Zivil-Militärischen  Zusammenarbeit  Inland 
(ZMZ/I) sowie der Zivil-Militärischen Zusammen-
arbeit  Ausland (ZMZ/A oder CIMIC1) zu vertie-
fen.“

Dann folgen die Kooperationsmaßnahmen im In-
land:

Heimatschutz und THW
„Landeskommandos tauschen in ihrem Zustän-
digkeitsbereich  mit  dem  THW  Listen  der  An-
sprechpartner auf  Bezirks-  und Kreisebene so-
wie  auf  Ebene  der  kreisfreien  Städte  aus.  Die 
Listen  sind  selbstständig  zu  aktualisieren.  Sie 
enthalten  auch  elektronische  Kontaktdaten,  so-
fern diese auf der jeweiligen Ebene vorhanden 
sind.  Landeskommandos verteilen  die  Kontakt-
daten des THW entsprechend an die unterstell-
ten Bezirks-  und Kreisverbindungskommandos. 
Die  regionalen  Planungs-  und  Unterstützungs-
trupps  müssen  über  alle  im  Zuständigkeitsbe-
reich liegenden Ansprechpartner des THW un-
terrichtet sein.
Im Rahmen  der  Kontaktpflege  sind die  Beauf-
tragten der Bundeswehr für die Zivil-Militärische  
Zusammenarbeit  (BeaBwZMZ)  und  Leiter  der 
Bezirks-  und  Kreisverbindungskommandos 
(LtrBVK/KVK)  angewiesen,  einen  regelmäßigen 
Informationsaustausch mit den entsprechenden 
Stellen des THW durchzuführen. Gleiches gilt für  
BeaBwZMZ  GesWes  in  Fragen  des  Gesund-
heitswesens.  Sofern  im  Rahmen  der  Katastro-
phenabwehr Übungen stattfinden, können diese  
auch  zum  Informationsaustausch  genutzt  wer-
den.
Im  Einsatz  sind  organisatorische  Absprachen 
unter Einbeziehungen des Einsatzleiters zu tref-
fen, wenn sowohl Kräfte des THW als auch der  
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Bundeswehr  eingesetzt  sind.  Die  eingesetzten 
Kräfte sind über die getroffenen Absprachen zu  
unterrichten.“

Für den Transport der Streikbrecherorganisation 
durch das Militär wurde vereinbart:
„Mitflüge im Inland
Werden im Rahmen der  Katastrophenhilfe  und 
der Hilfe bei Großschadensereignissen Luftfahr-
zeuge der Bw eingesetzt,  kann für Angehörige 
des THW nach den Regelungen Erlasses „Hilfe-
leistungen  der  Bundeswehr  bei  Naturkatastro-
phen oder besonders schweren Unglücksfällen 
und im Rahmen der Nothilfe“ der Mitflug ermög-
licht werden.“

Zur Lageaufklärung und den Brennpunkten von 
Streiks und Aufständen sorgt ebenfalls das Mili-
tär:
„Zugang zu Geoinformationen der Bundeswehr
Der  Geoinformationsdienst  der  Bundeswehr 
(GeoInfoDBw) stellt  dem THW auf Anfrage die  
von  ihm  hergestellten  und  herausgegebenen 
GeoInfo-Daten/-Produkte  bereit,  die  das  THW 
zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt.“

Die  Bundeswehr  stellt  dem  THW  Truppen-
übungsplätze und Militärgelände bereit.
„Mitbenutzung von Liegenschaften
Die Bundeswehr gestattet dem THW die Mitbe-
nutzung  von  Liegenschaften,  insbesondere 
Übungsplätzen,  im  Rahmen  freier  Kapazitäten 
und soweit  dieses  den  dienstlichen  Interessen 
der Bundeswehr nicht entgegensteht.“

Die Verzahnung der Streikbrecherorganisationen 
wird geübt:
„Gemeinsame Ausbildung
In  einer  gemeinsamen  Ausbildung  können  die  
Aufgaben,  Strukturen,  Fähigkeiten,  Arbeitswei-
sen und das Selbstverständnis der jeweils ande-
ren Organisation vermittelt werden.
Darüber hinaus kann ein Einblick in die rechtli-
chen  Rahmenbedingungen,  Zuständigkeiten,  
Verfahrensabläufe sowie Möglichkeiten der ZMZ 
gewährt werden.
Gemeinsame  lehrgangsgebundene  Ausbildung 
von Führungspersonal kann an Ausbildungsein-
richtungen  der  Bundeswehr,  z.B.  an  der  Füh-
rungsakademie der Bundeswehr (FüAkBw), der  
Akademie der Bundeswehr für Information und 

Kommunikation  (AkBwInfoKom)  oder  an  der  
THW-Bundesschule sowie an der Akademie für  
Krisenprävention, Notfallplanung und Zivilschutz 
(AKNZ)  erfolgen.  Auf  Ebene  der  Landeskom-
mandos kann sie auch in Form von Regionalein-
weisungen durchgeführt werden.“

Für  die  deutschen  Okkupationen  im  Ausland 
wird die Kooperation den folgenden Punkten ver-
einbart:
„Austausch von Verbindungspersonal
Erfahrungs- und Informationsaustausch vor Ort
Medizinische Mitversorgung im Einsatzgebiet
Feldpostversorgung
Zugang zu Geoinformationen der Bundeswehr
Informationsaustausch
Marketenderwaren
Bargeldversorgung in  gemeinsamen Einsatzge-
bieten
Mitnutzung von Bw-Liegenschaften im Ausland“

Die Verzahnung einer nach gültigem Recht zivi-
len Organisation THW, die den Schutz der Gen-
fer Konvention als nichtmilitärische Organisation 
genießt, mit der Bundeswehr und unter deren Fit-
tichen, ist weder nach dem Recht der BRD mög-
lich noch nach geltendem Völkerrecht. 

Die Kooperationen mit der Bundeswehr ist aber 
nicht die einzige, die in den letzten Monaten ge-
schlossen wurde. Das THW schloss auch auch 
Vereinbarungen und Abkommen mit  Teilen der 
Monopolkapitalisten  und  ihren  Verbänden.  Die 
Monopolbourgeoisie umgibt sich mit dem Schutz 
der alten Streikbrecherorganisation, die verbun-
den ist mit dem Militär. Wie in alten Zeiten. Alle 
folgenden Zitate stammen von Pressemeldungen 
des THW:

THW und Chemiekonzern BASF
„Kooperation mit Chemieriesen geschlossen
Ludwigshafen – 9. Dezember. Die Zusammenar-
beit zwischen dem THW und den Werkfeuerweh-
ren  der  chemischen  Industrie  wird  weiter  ver-
bessert.  Am Dienstag  unterzeichneten  der  bei  
BASF für Infrastruktur zuständige Vice President,  
Dr. Heinz Krüger, der Leiter der BASF-Werkfeu-
erwehr, Rolf Hasselhorst, und THW-Präsident Al-
brecht Broemme in Ludwigshafen eine entspre-
chende  Kooperationsvereinbarung.  Sie  regelt  
die  Zusammenarbeit  zwischen  dem  Unterneh-
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men und dem THW-Ortsverband Ludwigshafen 
am Hauptsitz der BASF.
Durch die Vereinbarung kann die Werkfeuerwehr 
bei  Schadensfällen  im  Werk  auf  die  Expertise 
und die Gerätschaften des THW zurückgreifen.  
Auf Anfrage unterstützt das THW das Unterneh-
men  mit  Räum-  und  Transportfahrzeugen  und 
entsprechendem  Einsatzpersonal.  Damit  profi-
tiert die BASF von der organisatorischen, techni-
schen  und  logistischen  Kompetenz  des  THW 
und bindet diese eng in ihr Gefahrenabwehrkon-
zept  ein.  In einer  gemeinsamen jährlichen Ein-
satzübung trainieren die Partner die praktischen  
Abläufe für den Ernstfall.“ 

THW und Verband der Chemischen Industrie
„Zugang für TUIS-Roboter  frei geräumt
Walldorf  –  12.  August.  Mit  Räum-  und  Siche-
rungsarbeiten unterstützte das THW am Diens-
tag das Transport-Unfall-Informations- und Hilfe-
leistungssystem (TUIS) des Verbands der Che-
mischen Industrie (VCI) nach dem Brand in einer 
Lackfabrik in Walldorf. 
Zwischen dem THW und dem VCI besteht eine 
Kooperationsvereinbarung,  die  die  Zusammen-
arbeit der TUIS-Werkfeuerwehren mit dem THW 
regelt.  Ziel  der beiden Partner ist  es,  die Hilfe  
nach  Gefahrgutunfällen  zu  optimieren.  Dazu 
sind die gegenseitige Abstimmung, die gemein-
same Entwicklung von Einsatzkonzepten, Ausbil-
dungen und Übungen erforderlich.  Bei  Gefahr-
guteinsätzen wird das THW bei Bedarf wie bis-
her durch die jeweilige Leitstelle angefordert.“

THW  und  Flughafenbetreiber 
GmbH Stuttgart
„Bundesweit  erste  Kooperation 
bei Flugzeugbergung
Stuttgart - 28. November. Die Bun-
desanstalt  Technisches  Hilfswerk 
(THW) und die Feuerwehr der Flug-
hafen Stuttgart GmbH (FSG) arbei-
ten zukünftig bei der Bergung von 
Flugzeugen  Hand  in  Hand.  Diese 
Zusammenarbeit  ist  bundesweit  
einmalig:  Bei  Bedarf  unterstützen 
jetzt  speziell  ausgebildete  THW-
Einsatzkräfte  des  Geschäftsführer-
bereichs Göppingen die Flughafen-
feuerwehr. 

Dirk Göbel überbrachte die Grußworte des THW 
Präsidenten  Albrecht  Broemme  und  ergänzte  
„die Vereinbarung hat Vorbildcharakter. Gerade 
in  wirtschaftlichen  Krisenzeiten  und  knapper  
Kassen  Synergien  zu  nutzen,  ist  sinnvoll  und 
notwendig. 
Die Flughafenfeuerwehr in Stuttgart ist  bundes-
weit Vorreiter bei der Bergung von Flugzeugen.  
Mit  Hilfe  des  flughafeneigenen  Übungsflug-
zeugs, einer Tupolev Tu 154, bilden die Exper-
ten Bergecrews von Flughäfen und Feuerwehren  
aus  aller  Welt  aus  und  trainieren  mit  Personal  
von Fluggesellschaften das Verhalten bei Brän-
den in der Kabine.“

Es  gibt  also  viele  neue  Einsatzfelder  dafür 
braucht es Nachwuchs
„Hamburg:  Neue  Wege  in  der  Helfergewin-
nung
Hamburg – 26. November.  Die THW-Geschäfts-
stelle in Hamburg geht gemeinsam mit den Orts-
verbänden der Hansestadt neue Wege bei der  
Helfergewinnung. An der  Staatlichen Gewerbe-
schule  Energietechnik  sollen  künftig  THW-Ele-
mente in den Unterricht eingebaut werden. Ende 
November fand die erste Pilotveranstaltung statt.
Ziel des Projekts ist der Abschluß einer Koopera-
tionsvereinbarung zwischen der Gewerbeschule 
und dem Hamburger THW in naher Zukunft. Die  
erste Pilotveranstaltung, die am 26. November in 
der  Gewerbeschule  stattfand,  beinhaltete  eine 
Darstellung der THW-Technik und des Fachper-
sonals für die angehenden Elektrofachkräfte. 
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Für den praktischen Teil fiel der Strom in der ge-
samten  Schule  aus.  Die  Schüler  erhielten  die  
Aufgabe, eine elektrische Notversorgung für Ein-
speisung,  Beleuchtung und Heizung herzustel-
len. Jeweils ein Trupp aus sechs Schülern und 
einem THW-Helfer bekam eine Teil-Aufgabe ge-
stellt  und  musste  diese  eigenständig  lösen.  
Dazu gehörten das Erden und die Inbetriebnah-
me  der  Netzersatzanlage,  der  Aufbau  einer  
125A-Versorgungsleitung mit Einspeisung in den 
ersten  Stock  des  Gebäudes  sowie  die  Notbe-
leuchtung des Treppenhauses und der Flure.
Die  anstehende  Kooperation,  die  im  Februar  
2009 weiter vertieft werden soll, ist eine so ge-
nannte Win-win-Situation für beide Institutionen. 
Die Schüler haben die Möglichkeit  unter  Anlei-
tung  des  THW ihr  Erlerntes  praktisch  und  mit  
Realitätsbezug  umzusetzen.  Das  THW  hat  die 
Chance,  unter  den  Schülern  die  Begeisterung 
für ehrenamtliches Engagement zu wecken und 
Helfer zu gewinnen. 

Die Herstellung der Stromversorgung in bestreik-
ten Betrieben gehörte schon zum Handwerk der 
technischen Züge der Freikorps und ist es bis in 
die heutige THW-Zeit geblieben. Auf der Suche 
nach Nachwuchs für den Streikbruch überfallen 
sie  nun  schon  die  Schulen,  insbesondere  die 
energietechnischen Gewerbeschulen.
Allerdings kann den Jugendlichen auch ein Licht 
aufgehen und sie drehen das Gelernte um, wenn 
es eines Tages gilt, die Fabriken samt Stromver-
sorgung lahm zu legen.

Das THW auf Okkupationskurs zur Absiche-
rung der deutschen Monopole
Auslandseinsätze des THW in  den letzten Wo-
chen gab es insbesondere in Frankreich, wo mit 
weiteren 8 Staaten der EU der Einsatz von 800 
Kräften gegen „terroristische Anschläge“ geübt 
wurde  unter  Anwesenheit  des  Staatssekretärs 
des Berliner Innenministeriums. Mit  einer belgi-
schen Organisation hielt das THW mit der Feuer-
wehr ein  Manöver mit  180 Mann in Eschweiler 
ab. Das THW schreibt, dass eines seiner wich-
tigsten Kooperationsgebiete im Ausland der öl-
reiche Mittlere Osten war.
In Rumänien stehen die größten Chemieanlagen 
der BRD von ganz Osteuropa und Rußland. Che-

mie-Werke im Wert  von 1,6 Milliarden Euro hat 
der deutsche Imperialismus in Rumänien, insbe-
sondere  in  der  Region  um  Sibiu  (das  THW 
spricht  von  Siebenbürgen  und  Hermannstadt) 
aufgebaut. Die letzte Okkupation Rumäniens und 
dessen Ölvorkommen durch den deutschen Im-
perialismus ist erst einige Jahrzehnte her. Erneut 
schickt er sich an, dieses Gebiet und seine Fa-
briken paramilitärisch unter Beschlag zu nehmen 
und hat  dafür  das THW in  Gang gesetzt.  Das 
THW schreibt:
„Erfolgreiches  Ende  für  Twinning-Projekt  in 
Rumänien
Hermannstadt/Sibiu  -  20.  November. Lassen 
sich Flutkatastrophen in Rumänien verhindern? – 
Wohl kaum. Aber durch gut koordinierte Einsät-
ze lassen sich die Folgen minimieren. In Rumä-
nien endete am Mittwoch das Twinning-Projekt  
„Aufbau  von  Katastrophenmanagementstruktu-
ren auf regionaler und lokaler Ebene“ zwischen 
dem THW und dem rumänischen Katastrophen-
schutz (GIES). 
Fast zwei Jahre lang hatten sich Experten beider  
Organisationen im Rahmen des von der  EU fi-
nanzierten  Projekts  mit  dem  Thema  Hochwas-
serprävention und -bekämpfung auseinanderge-
setzt. In vier Teilbereichen erstellten haupt- und 
ehrenamtliche THW-Experten gemeinsam mit ih-
ren  rumänischen  Partnern  Risikoanalysen  für  
hochwassergefährdete  Gebiete  und  entwickel-
ten Standards für  die  Stabsarbeit  in  den Kata-
strophenstäben der Kreise. Darüber hinaus wur-
de  ein  Trainingskonzept  erarbeitet  und  umge-
setzt  sowie  eine  Kampagne  für  Schülerinnen 
und Schüler im Alter zwischen 14 und 17 Jahren  
zur  Sensibilisierung für  Flutkatastrophen durch-
geführt. ...
„Eine gute Ausbildung ist  genauso wichtig wie 
eine gute Ausstattung“, machte THW-Vizepräsi-
dent Rainer Schwierczinski in seiner Ansprache 
deutlich.  „Deshalb werden wir  auch in  Zukunft  
mit  dem  rumänischen  Bevölkerungsschutz  zu-
sammenarbeiten“,  ging  Schwierczinski  auf  die  
Nachhaltigkeit des Projekts ein.“
Das THW ist also in jeder Weise für die Zukunft 
gerüstet.

Tanja (Hamburg)
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Kooperation zwischen dem Kultusministerium NRW und 
der Bundeswehr

Am 29. Oktober 2008 hat die Schulministerin von 
NRW Frau Sommer mit dem Wehrbereichskom-
mando II der Bundeswehr eine Kooperationsver-
einbarung abgeschlossen.
Von dieser Vereinbarung sind in NRW 1,8 Millio-
nen Schüler in der Sekundarstufe I+II betroffen.
Kam bisher der Kontakt zwischen Schulen und 
Bundeswehr in der Hauptsache auf Initiative von 
einzelnen  Lehrern, Rektoren oder auch Schülern 
zu Stande, so wird mit dieser Kooperation nun 
systematisch  die  Militarisierung  der  Schulen 
durch die Bundeswehr vorangetrieben. 
Inhalte  der  Bundeswehr  und die  Unterweisung 

durch Jugendoffiziere sollen zu einem festen Be-
standteil  der Aus- und Weiterbildung von Refe-
rendaren  und  Lehrern  in  NRW  werden,  ein-
schließlich  des  Besuches  von  Einrichtungen 
oder  Veranstaltungen/Seminaren  der  Bundes-
wehr.
Mit dieser Kooperationsvereinbarung schafft sich 
die Bundeswehr nicht nur einen erleichterten Zu-
gang  zu  Schulen  zur  Nachwuchsrekrutierung 
(auch wenn sie dass natürlich in ihrer Vereinba-
rung ausdrücklich ausschließen),  sondern kann 
nun noch direkter und in größerem Umfang als 
bisher  der  Jugend  ihren  Kriegskurs  und  ihre 
Kriegspropaganda  unkommentiert  als  Teil  des 
normalen Schulunterrichts unterschieben. 

Der Punkt der Vereinbarung, dass die Bundes-
wehr ihre Inhalte unkommentiert auf den Seiten 
des Schulministeriums darstellen darf, ist bereits 
vollständig umgesetzt. 
(http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Schul-
system/Kooperationen/Koop_Schule_BW/in-
dex.html#A_0)
Auf verschiedene Anfragen an das Ministerium 
welche  Konsequenzen  Lehrern  oder  Schülern 
drohen, die eine Teilnahme an Veranstaltungen 
oder Maßnahmen auf  Basis dieser Kooperation 
drohen, gab es bisher noch keine Antwort.
Diese  Kooperationsvereinbarung ist  bisher  ein-

malig  in  der  BRD  und 
hat  Pilotcharakter  auch 
für die anderen Bundes-
länder. Um gegen diese 
Kooperationsvereinba-
rung vorzugehen  haben 
wir Kontakt mit der Lan-
desschülervertretung  in 
NRW aufgenommen. Mit 
dem  Ziel,  dass  sie  ge-
gen  die  Kooperations-
vereinbarung  Stellung 
bezieht  und  dagegen 
aktiv wird. Als erstes Er-
gebnis dieses Kontaktes 
wurden  wir  eingeladen 
auf  der  nächsten  Lan-
desschülerdelegierten-
konferenz NRW ein kurz-

es  Impulsreferat  dazu  vor  dem  Plenum  und 
einen Workshop zu machen. 
Im  selben  Sinne  haben  wir  auch  Kontakt  zur 
GEW aufgenommen.
Wir sollten in den anderen Bundesländern prü-
fen, ob es auch dort bereits entsprechende Ver-
einbarungen gibt oder in Vorbereitung sind.
Die  Originalkooperationsvereinbarung findet  Ihr 
entweder im Anhang oder unter
http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Schul-
system/Kooperationen/Koop_Schule_BW/Koope-
rationsvereinbarung_Schulen_NRW.pdf.

Wuide (Köln)
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Beispiele für kleine Aktionen gegen die Bundeswehr

In Köln gibt es ein örtliches pazifistisches Bünd-
nis „Bundeswehr wegtreten“, dass sich regelmä-
ßig  trifft  und  Aktionen  gegen  die  Bundeswehr 
macht. Wo es geht sind wir, die Kölner Jugend 
gegen  den  Notstand 
der  Republik  dabei. 
Mittlerweile  ist  dieses 
Bündnis auch bundes-
weit,  zumindest  den 
Antimilitaristen  be-
kannt sein, weil sie so-
wohl  die  eigenen,  als 
auch die Anti-Bundes-
wehr-Aktionen aus an-
deren Orten auf ihrer Homepage dokumentieren. 
(Auch  Aktionen  des  JAA sind  dort  zu  finden.) 
Das  Bündnis  wird  kräftemäßig  oft  überschätzt, 
was aber nur zeigt, dass man mit guten kleinen 
Aktionen, auch für viel Furore sorgen kann.
Schwerpunkt der Arbeit ist also dort, wo die Bun-
deswehr auftritt.   Transparente am Kölner Dom 
beim  öffentlichen  Gelöbnis  der  Bundeswehr. 
Proteste  davor  und  Gegengesang  im  Kölner 
Dom, bei Seligsprechung von Bundeswehrsolda-
ten vor deren Tod durch Kardinal  Meisner. Ein 
satirischer Zug aus Gerippen, Priestern und Sol-
daten,  der  vor  dem  Kölner  Rosenmontagszug 
schon mal die Strecke ablief (viel Publikum ga-
rantiert). Alternative Blaskapelle mit Hintergrund-
mix aus Bombendetonationen beim Militärmusik-
festival.  Eine  Horde  von  Rollerbladern,  mit 
schweren Geräten bewaffnet, die den Konstrukti-
onsfehler  der  Kölner  Oper  ausnutzt  (unter  der 
Erde,  bei  Konzerten darf  keiner  drüber  laufen) 
und dadurch ein Konzert des Bundeswehrorche-
sters stört.
Eine weiterer Schwerpunkt ist  auch die Anwer-
bung Arbeitsloser im Arbeitsamt. Anfangs setzte 
man sich in diese Veranstaltungen  und disku-
tierte und störte dort solange, bis man rausge-
schmissen  wurde.  Später  gab  es  so  manche 
phantasievolle Aktion vor  den Türen für die an 
der  Bundeswehr  interessierten  Jugendlichen 
und Arbeitslosen:  ein  blutrot  verschmiertes  Ar-
beitsamt,  Probeliegen  im  Sarg  mit  Ausstellung 
eines Sargpasses mit Option auf Heimatbestat-

tung,  Fotoshooting  mit  Totenschädel  vor  einer 
Bergkulisse  Afghanistans,  Abschiedsfeiern  für 
die  Bundeswehr  mit  festlicher  Kleidung,  Sekt 
und Kuchen… Einmal wurde die Ausgehuniform 

des  Werbe-Offiziers  so 
mit  rosa gefärbtem Mehl 
und Putzwasser  versaut, 
dass  die  Veranstaltung 
ausfallen musste. Letztes 
Mal bekam der Chef der 
Arge,  Müller-Starmann, 
für  seine  Zusammenar-
beit mit der Bundeswehr 
eine Torte ins Gesicht.

Gegenreaktionen blieben nicht aus. Anfangs in-
dem genau kontrolliert wurde, wer in die Veran-
staltungen  geht.  Feldjäger  in  Uniform  wachten 
dazu vor dem Saal ohne das Hausrecht übertra-
gen bekommen zu haben. Dies wurde öffentlich 
gemacht und es kam zu Protesten auch aus den 
Reihen der Arbeitsamtsmitarbeiter. Für zwei Mo-
nate  wurden daraufhin  die  Rekrutierungsveran-
staltungen ausgesetzt. Als sie wieder einsetzten, 
wurden sie vom Vormittag,  auf den Nachmittag 
verlegt. Immer weniger interessierte Jugendliche 
kamen. Diese mussten sich sowohl von oben bis 
unten filzen lassen, als auch ihre Personlaien ab-
geben. In Gesprächen mit  ihnen vor dem Saal 
erzählten  sie  oft,  dass  sie  gezwungen  wurden 
hinzugehen, sonst werden ihre Bezüge gekürzt. 
Jetzt wird es wohl vor allem Einzelgespräche mit 
interessierten Jugendlichen geben, das kündigte 
die Bundeswehr in der Presse an. Aber zumin-
dest an ihren öffentlich ausgehängten Terminen 
kommt kaum noch jemand. Als sie z.B. bei ei-
nem der letzten Male behaupteten der Saal wäre 
schon voll und die Veranstaltung hätte längst be-
gonnen,  wurde  flugs  eine  Leiter  aus  dem Ge-
büsch geholt, um ein Transparent vor die Fens-
ter des Veranstaltungssaals im ersten Stock zu 
hängen. Der Saal war leer.
Das  waren  Beispielaktionen  von  Bundeswehr 
wegtreten. Die müssen kein Einzelfall bleiben.
Am Schluss noch eine kleine Aktion, die die FDJ 
in Greifswald gegen die Bundeswehr im dortigen 
Arbeitsamt  gemacht  hat.  Durch  die  IMI-Studie 
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war klar, dass dort regelmäßig die Bundeswehr 
rekrutiert. Aber durch anrufen und sich als inter-
essiert  ausgeben  oder  dort  in  den  Räumen 
schauen,  ob  etwas  ausgeschrieben  steht,  war 
das nicht rauszukriegen: „Bundeswehr, nein hier 
doch nicht!“  Erst  bei  Schulverteilungen im Ge-
spräch mit ehemaligen, jetzt arbeitslosen Schü-
lern, die auch schon zu Terminen mit denen ge-
schickt  wurden,  kriegten  wir  Gewissheit.  Einer 
von uns ging dann hin und gab an, er habe jetzt 
einen  Termin  zum  Gespräch  und  wisse  aber 
nicht mehr, wo er hin müsse. Ihre Antwort: „Ach 
das tut uns aber leid. Da muss irgendwas schief 
gelaufen  sein.  Die  Bundeswehr  ist  heute  nicht 
da. Die ist jeden zweiten Donnerstag hier. Dort 
hinten in unserem Besprechungsraum…“

Zu den Geschäftszeiten, vor dem Eingang des 
Gebäudes in dem die Herren rekrutierten tauch-
ten wir dann auf: 3 Soldaten mit Schildern: „Mein 
Urgroßvater  marschierte  nach  Frankreich.  Er 
starb  in  Verdun.“;  „Mein  Großvater  marschierte 
gegen die Sowjetunion. Er starb in Stalingrad“; 
„…und uns schicken sie wieder in alle Welt!“ und 
eine FDJlerin dazwischen im Blauhemd mit dem 
Schild: „“Mein Vater lebte in der DDR. Er wurde 
nicht in den Krieg geschickt!“
Die Flugblattverteiler hatten so manches gute, in-
teressante  Gespräch  mit  Arbeitslosen  und  Ar-
beitsamts-Mitarbeitern und trafen auf viel Zustim-
mung.

Anita (Köln)

MATERIAL zum Notstand der Republik

Auf den nächsten Seiten findet ihr:
 Die  Stellungnahme  des  Aktivistentreffens  in 

Hamburg  zum  Bundeswehreinsatz  im  Inne-
ren.

 Die Erklärung des Aktivistentreffens in Ham-
burg

 Ein Flugblatt der FDJ zu Freikorps und ihres 
heutigen Analogons in der Bundeswehr

 Den Text der Kooperationsvereinbarung zwi-
schen der Bundeswehr und dem Schulminis-
terium NRW

Vom JAA herausgegebene Broschüren
Am  12.  und  13.  Mai 
2007  fand  in  Berlin  im 
Kino  Kosmos  (Karl-
Marx-Allee) der Jugend-
kongress  "Notstand  der 
Republik"  statt.  Mit  ver-
schiedenen  Referaten 
wurde über den derzeiti-
gen Umbau des Staates 
und dessen Hintergrün-
de informiert.

Aus dem Inhaltsverzeichnis:
 Der Staat
 Besonderheiten  deutscher  Demokratie  und 

die  besondere  Aggressivität  des  deutschen 
Imperialismus

 Die  Zentralisierung  und  Zusammenlegung 
der Gewaltenapparate

 Der Heimatschutz und der Einsatz der Bun-
deswehr im Inneren

 Die fließenden Grenzen zwischen innerer und 
äußerer Sicherheit

 Die Hartz-Gesetze und deren Auswirkung auf 
die Jugend

Preis: 2,00 EUR

Broschüre vom Aktivistentreffen des Jugendakti-
onsausschuss - Notstand der Republik in Nürn-
berg am 2. und 3. Februar 2008
Mit den Referaten und Reden zu folgenden The-
men
 Zu den Ursachen des Notstands
 Mit den Gewerkschaften gegen den Notstand
 Der  Kampf  gegen  die  Notstandsgesetze  in 

den 60 Jahren und was 40 Jahre danach dar-
aus wurde

 Aktiv gegen den Heimatschutz!
 Die Demonstrationen vom 3. November 2007
Preis: 2,00 EUR

Bestellung  -  unter  Angaben  von  Liefer-  und 
Rechnungsanschrift  -  bitte an:  info@jugendkon-
gress-ndr.de
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Eine lebendige Gesellschaft ist auf die Fähigkeit und Bereitschaft ihrer Mitglie-

der angewiesen, sich mit politischen Themen auseinanderzusetzen, den politi-

schen Prozess zu verfolgen, sich an ihm zu beteiligen und Mitverantwortung 

zu übernehmen. 

 

Politische Bildung in der Schule zielt auf eine derartige Mündigkeit in der de-

mokratischen Gesellschaft. In einer durch wachsende internationale Verflech-

tungen gekennzeichneten Welt bedarf es dabei in zunehmendem Maße einer 

Auseinandersetzung mit Fragen internationaler Politik, auch der 

Sicherheitspolitik. 

 

ll 

Vor diesem Hintergrund schließen wir diese Kooperationsvereinbarung. Wir 

wollen gemeinsam einen Beitrag leisten, um Schülerinnen und Schülern Auf-

klärung und Informationen über sicherheitspolitische Fragestellungen zu er-

möglichen.  

Jugendoffiziere informieren im schulischen Kontext Schülerinnen und Schüler 

über die zur Friedenssicherung  möglichen und/oder notwendigen Instrumente 

der Politik. Dabei werden Informationen zur globalen Konfliktverhütung und 

Krisenbewältigung genauso wie Informationen zu nationalen Interessen ein-

zubeziehen sein. Die Schülerinnen und Schüler sollen so befähigt und moti-

viert werden, die Möglichkeiten der Friedenssicherung zu erörtern. Hierbei 

werden alle allgemeinen Schulen der Sekundarbereiche l und ll und die Be-

rufskollegs einbezogen. 

Jugendoffiziere werben nicht für Tätigkeiten innerhalb der Bundeswehr. 

 

 

Kooperationsvereinbarung 

zwischen dem  
Ministerium für Schule und Weiterbildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
und dem  

Wehrbereichskommando II 
der Bundeswehr 

 

Auf dieser Grundlage vereinbaren wir: 

· eine Intensivierung der Zusammenarbeit im Rahmen der politischen Bil-

dung im Bereich der Sicherheitspolitik entsprechend den Vorgaben der 

Verfassung, des Schulgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalens und 

der Rahmenvorgabe für politische Bildung. 

· die Möglichkeit der Einbindung der Jugendoffiziere in die Aus- und 

Fortbildung von Referendarinnen und Referendaren sowie von Lehr-

kräften.  

· die Möglichkeit der Teilnahme von Lehrkräften und Bediensteten des 

Ministeriums für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-

Westfalen  und der Bezirksregierungen bei Aus-, Fort- und Weiterbil-

dungen im Rahmen von Seminaren zur Sicherheitspolitik der Bundes-

wehr und von Besuchen ihrer Einrichtungen. 

· die Veröffentlichung von Bildungsangeboten, insbesondere im Amts-

blatt und in den Onlinemedien des Ministeriums für Schule und Weiter-

bildung des Landes Nordrhein-Westfalen und des Wehrbereichskom-

mandos ll.  

· die Umsetzung der Kooperationsvereinbarung durch regelmäßige  Ge-

spräche der Jugendoffiziere mit den jeweiligen Leiterinnen und Leitern 

der Schulabteilungen bei den Bezirksregierungen oder eines von Ihnen 

jeweils beauftragten Dezernenten.  

· Jeweils zum Schuljahresende erfolgt ein schriftlicher Bericht der Ju-

gendoffiziere an das Ministerium für Schule und Weiterbildung des 

Landes Nordrhein-Westfalen über die Umsetzung der Kooperationsver-

einbarung. 

In die Kooperation werden der nachgeordnete Bereich des Ministeriums für 

Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen und der unterstell-

te Bereich des Wehrbereichskommandos II einbezogen. Die Beteiligten sind 

sich bewusst, dass die Schulen in eigener Zuständigkeit über die Ausgestal-

tung der Umsetzung der Vereinbarung entscheiden. 

Düsseldorf, den 29.10.2008 

 

_________________________________ ______________________________ 
Barbara Sommer, Ministerin   Bernd Diepenhorst, Generalmajor 
für Schule und Weiterbildung   Befehlshaber im Wehrbereich II 
des Landes Nordrhein-Westfalen  



Stellungnahme  
des Jugendaktionsausschuss – Notstand der Republik 

zum Einsatz der Bundeswehr im Inland 
 

Beschlossen auf dem II. Jugendaktivistentreffen am 09.11.08 in Hamburg 
 
 
Die Bundeswehr wird grundgesetzwidrig im Inland eingesetzt, Geheimdienste und 
Polizeien arbeiten verfassungswidrig zusammen, das BKA ist zur Geheimpolizei 
ausgebaut, aus dem Bundesgrenzschutz ist die paramilitärische Bundespolizei 
geworden, statt des Katastrophenschutzes gibt es einen militärischen Heimatschutz, 
dessen Kommandos in allen Regierungsebenen stationiert sind und sämtliche 
Hilfsorganisationen unter ihren Befehl zwingen, die Erwerbslosen sind entrechtet 
und die gesamte Bevölkerung wird in Dateien erfasst und beinahe allumfassend 
überwacht. Staat, Wirtschaft und Gesellschaft werden militarisiert und auf Krieg 
vorbereitet. Darum sprechen wir vom Notstand der Republik! 
Aktuell ist geplant, den Artikels 35 des Grundgesetzes zu ändern, um dem 
Inlandseinsatz der Bundeswehr den Anstrich der Legalität zu geben. Der Artikel 35 
regelte ursprünglich die Amtshilfe. Bereits 1968 wurde er im Zuge der 
Notstandsgesetzgebung um die Absätze zwei und drei erweitert, die den Einsatz 
des BGS und der Streitkräfte zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder bei einem 
besonders schweren Unglücksfall möglich machten, jedoch ohne militärische Mittel. 
Nur und ausschließlich im Falle des Notstandes konnten militärische Mittel 
eingesetzt werden. Was jetzt passiert, ist, den Notstand zum Alltag zu machen, 
indem der Artikel 35 um zwei weitere Absätze ergänzt werden soll: 

„(4) Reichen zur Abwehr eines besonders schweren Unglücksfalles 
polizeiliche Mittel nicht aus, kann die Bundesregierung den Einsatz der 
Streitkräfte mit militärischen Mitteln anordnen.“ 
„(5) Bei Gefahr im Verzug entscheidet der zuständige Bundesminister.“ 

Was bedeutet das? Das ist der uneingeschränkte Inlandseinsatz des Militärs, mit 
allem, was dazu gehört: Schwere Maschinengewehre, Raketen, Sprengkörper, 
Panzer, Tornados und Kriegsschiffe. Dazu braucht es jetzt keinen Verteidigungsfall, 
keine Ausrufung des Notstands, ausreichend ist ein juristisch undefinierter 
Unglücksfall. Und er muss nicht einmal eingetreten sein, da von „Abwehr“ die Rede 
ist. Der vage Verdacht, dass ein besonders schwerer Unglücksfall eintritt, reicht aus, 
um die Bundeswehr gegen die Bevölkerung präventiv in Marsch zu setzen, z.B. bei 
Demonstrationen und Streiks. Darüber soll nicht das Parlament entscheiden, im 
Zweifelsfall nicht einmal die Bundesregierung, sondern ein einzelner 
Bundesminister. Das ist ein Ermächtigungsartikel und hat mit bürgerlicher 
Demokratie nichts mehr zu tun. Das ist Kriegsrecht! Das dürfen wir nicht zulassen: 

 

Diese Grundgesetzänderung muss verhindert werden! 
Nie wieder Soldaten gegen Demokraten! 
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